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Beiträge zur Rentenversicherung
Bisherige Regelung
Mit dem Alterseinkünftegesetz 2005 wur-
de im Zuge der Umstellung der Besteu-
erung von Renten auf die nachgelager-
te Besteuerung ein jährlich um 2 Prozent 
ansteigender Sonderausgabenabzug von 
Altersvorsorgeaufwendungen bis ins Jahr 
2025 eingeführt. Die stufenweise Erhöhung 
des Sonderausgabenabzugs endete zum 
31.12.2022.

Vollständiger Sonderausgabenabzug
Mit dem Jahressteuergesetz 2022 (JStG 
2022) wurde mit Wirkung ab 2023 ein voll-
ständiger Sonderausgabenabzug für Al-
tersvorsorgeaufwendungen (Rentenver-
sicherungsbeiträge) eingeführt (§ 10 Abs. 
3 EStG idF JStG 2022). Ursprünglich war 
vorgesehen, den vollständigen Sonder-
ausgabenabzug erstmals im Jahr 2025 
zuzulassen. Für 2023 erhöht sich da-
durch der Sonderausgabenabzugsbetrag 
um vier Prozent. Unverändert gilt, dass 

Altersvorsorgeaufwendungen bis zu dem 
Höchstbeitrag zur knappschaftlichen Ren-
tenversicherung West berücksichtigt wer-
den können. Der Höchstbeitrag beträgt 
2023 € 25.786,00 (= 24,7 % aus der Bei-
tragsbemessungsgrenze € 104.400,00). 

Wegfall der Vorsorgepauschale
Als Folgeänderung entfällt die Übergangs-
regelung zum Abzug von Rentenversiche-
rungsbeiträgen in Form einer Vorsorgepau-
schale bei der Erhebung der Lohnsteuer  
(§ 39 b Abs. 4 Einkommensteuergesetz).

Arbeitszimmer und 
Homeoffice- 
Pauschale 2023  

Arbeitszimmer 
Steuerpflichtige können Aufwen-
dungen für ein häusliches Arbeits-
zimmer bis zu € 1.260,00 pro 
Kalenderjahr steuerlich geltend 
machen, wenn für diese konkre-
te Tätigkeit kein anderer Arbeits-
platz zur Verfügung steht (§ 4 Abs. 
5 Buchst. 6b Einkommensteuer-
gesetz/EStG). Die Aufwendun-
gen mussten bislang im Einzelnen 
nachgewiesen werden. Nach der 
Neuregelung im Jahressteuer-
gesetz 2022 wurde der Höchst-
betrag für Aufwendungen in eine 
Jahrespauschale umgewandelt. 
Ein Nachweis für Aufwendungen 
entfällt. Ein unbeschränkter Abzug 
von Arbeitszimmeraufwendungen 
bleibt wie bisher nur solchen Steu-
erpflichtigen vorbehalten, bei de-
nen der sogenannte Mittelpunktfall 
vorliegt. Das heißt, das Arbeitszim-
mer bildet den Mittelpunkt für die 
gesamte betriebliche und berufli-
che Tätigkeit.

Homeoffice-Pauschale
Die Geltendmachung einer Home-
office-Pauschale wurde durch das 
Jahressteuergesetz 2022 erleich-
tert. Der jährliche Maximalbetrag 
für die Homeoffice-Pauschale wur-
de von € 600,00 auf € 1.260,00 
angehoben. Der tägliche Pausch-
betrag in Höhe von € 6,00 kann 
ab 2023 bereits dann geltend ge-
macht werden, wenn die Tätigkeit 
überwiegend (bisher „ausschließ-
lich“ § 4 Abs. 5 Nr. 6b Satz 4 EStG 
a. F.) in der häuslichen Wohnung
ausgeübt wird. Im Ergebnis muss
der Arbeitnehmer somit nicht mehr
den ganzen Tag zu Hause arbei-
ten, um die Homeoffice-Pauscha-
le geltend machen zu können. Es
können darüber hinaus für den-
selben Tag die Entfernungspau-
schale oder Reisekosten geltend
gemacht werden. Bei doppel-
ter Haushaltsführung kommt die
Homeoffice-Pauschale nicht mehr
zum Ansatz. Aufwendungen für Ar-
beitsmittel und Internetkosten usw.
können darüber hinaus gesondert
geltend gemacht werden. 

Photovoltaikanlagen: Ausnahmen 
von der Besteuerung
Photovoltaikanlagen 
Einnahmen aus dem Verkauf des mit einer 
Photovoltaikanlage erzeugten Stromes an 
den örtlichen Netzbetreiber stellen Ein-
künfte aus Gewerbebetrieb dar (§ 15 Ein-
kommensteuergesetz/EStG). Darüber hin-
aus fällt mit dem Betreiben einer größeren 
Photovoltaikanlage auch Umsatzsteuer an, 
soweit der Betreiber nicht unter die Kleinun-
ternehmerregelung fällt (Umsatz im vorheri-
gen Jahr nicht mehr als € 22.000,00 und 
im laufenden Kalenderjahr keine höheren 
Umsätze als € 50.000,00, vgl. § 19 Abs. 1 
Umsatzsteuergesetz/UStG). Betreiber grö-
ßerer Anlagen müssen darüber hinaus 
auch eine Gewerbesteuererklärung abge-
ben, sofern der Gewerbeertrag den Freibe-
trag von € 24.500,00 im Jahr überschreitet.  

Neuregelungen im JStG 2022
Die Finanzverwaltung räumte Betreibern 
kleinerer Anlagen bislang auf Antrag einen 
Verzicht auf die steuerliche Erfassung ein. 
Damit konnten kleine Anlagen von der 
Besteuerung ausgenommen werden, die 
Anschaffungskosten waren dafür aber nicht 
abschreibbar. Möglich war dies bei Anlagen 
bis zu 10 Kilowatt (vgl. BMF-Schreiben vom 
29.10.2021). Mit dem Jahressteuergesetz 

2022 wurde mit § 3 Nr. 72 EStG i.d.F. JStG 
2022 eine gesetzliche Steuerbefreiung für 
Photovoltaikanlagen mit einer Bruttoleis-
tung von bis zu 30 Kilowatt geschaffen. 

Neuregelung im Einzelnen
Photovoltaikanlagen auf Einfamilienhäu-
sern oder nicht Wohnzwecken dienenden 
Gebäuden sind rückwirkend ab 1.1.2022 
steuerfrei, wenn die Bruttoleistung 30 Kilo-
watt nicht überschreitet. Anlagen auf oder 
an sonstigen Gebäuden (Mischgebäu-
den 2) sind steuerfrei, sofern die instal-
lierte Bruttoleistung 15 Kilowatt pro Wohn- 
oder Gewerbeeinheit nicht überschreitet. 
Die Werte gelten für jede einzelne Anlage. 
Für mehrere Anlagen gilt eine maximale 
Grenze von 100 Kilowatt. Die 100-kW-
Grenze gilt pro Steuerpflichtigen oder pro 
Mitunternehmerschaft. Die Steuerbefrei-
ung gilt unabhängig von der Art der Ver-
wendung des erzeugten Stromes. Die 
Steuerbefreiung gilt auch, wenn der Strom 
vollständig an den Netzbetreiber ver-
kauft oder zum Aufladen eines betrieblich 
genutzten E-Autos verwendet wird. Die 
Neuregelungen gelten unabhängig vom 
Zeitpunkt der Errichtung der Anlage.
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Alles zum Zwangsgeld
Das Zwangsgeld ist das häufigste Zwangsmittel des Finanzam-
tes. Sinn und Zweck ist ein in die Zukunft wirkendes Beugemittel.
Es soll nicht in der Vergangenheit begangenes Unrecht sühnen.

Voraussetzungen
Notwendig ist ein vollstreckbarer Verwaltungsakt. Zwangsmittel
müssen schriftlich unter Setzung einer angemessenen Frist zur
Erfüllung der Verpflichtung (Vornahme einer Handlung, Duldung
oder Unterlassung) angedroht werden. Die Finanzbehörde muss
sich unter Berücksichtigung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes
für eines der drei möglichen Zwangsmittel (Zwangsgeld, Ersatz-
vornahme, unmittelbarer Zwang) entscheiden. Das heißt, die Fi-
nanzbehörde darf nur dasjenige Zwangsmittel bestimmen, durch
das der Verpflichtete und die Allgemeinheit am wenigsten beein-
trächtigt werden. Das Zwangsgeld ist in bestimmter Höhe anzu-
drohen. Die Auswahl und die Festlegung der Höhe des Zwangs-
geldes stehen im Ermessen der Finanzbehörde. Die maximale
Höhe beträgt € 25.000,00 Bei erstmaliger Androhung ist der
Höchstsatz regelmäßig die Ausnahme und bedarf im Rahmen
des Ermessens einer besonderen Begründung.

Festsetzung
Sofern die in der Androhung zugrundeliegende Verpflichtung
innerhalb der gesetzten Frist nicht erfüllt wird, setzt die Finanz-
behörde das Zwangsgeld fest. Dies ist formfrei möglich, erfolgt
aber im Regelfall schriftlich. Die Finanzbehörde hat ein Entschlie-
ßungsermessen, darf jedoch formularmäßig auf die Androhung
Bezug nehmen. Es darf nur das Zwangsmittel festgesetzt werden,
das angedroht wurde. Jedoch darf ein geringeres Zwangsgeld
festgesetzt werden. Fehlt die Frist oder die Androhung oder ist
die Frist zu kurz, so ist die Androhung rechtsunwirksam und da-
her die Festsetzung rechtswidrig. Für die Androhung und Fest-
setzung gelten die allgemeinen Regeln über die Bekanntgabe,
sodass der Zugang beim steuerlichen Vertreter für Fristen und
Rechtsmittel entscheidend ist.

Beendigung des Zwangsmittelverfahrens
§ 335 AO bestimmt, dass der weitere Vollzug des Zwangsver-
fahrens einzustellen ist, sobald die Verpflichtung erfüllt wird. Das
Zwangsgeld muss somit – trotz Androhung und Festsetzung –
nicht gezahlt werden, wenn die zugrundeliegende Verpflichtung
erfüllt wurde. Bereits gezahltes Zwangsgeld wird jedoch nicht
zurückerstattet.

Rechtsmittel
Die Androhung und die Festsetzung des Zwangsgeldes sind je-
weils eigenständige Verwaltungsakte. Diese sind mit dem Ein-
spruch und nachfolgend mit einer Anfechtungsklage anfechtbar.
Vorläufiger Rechtschutz wird durch einen Antrag auf Aussetzung
der Vollziehung gewährt.

Praxistipp
Das Zwangsgeld muss final erst mit der Vollstreckung gezahlt
werden. Bis zu diesem Zeitpunkt ist die Erfüllung der Verpflich-
tung (z. B. mit einer geschätzten Abgabe der Steuererklärung)
möglich und führt dazu, dass das Zwangsmittelverfahren ohne
Folgen beendet wird.

Kaufpreisaufteilung bei Immobilienanlagen 

Problemstellung
Für den Kauf einer Bestandsimmobilie wird im Regelfall ein Gesamt-
kaufpreis vereinbart, der sich sowohl aus dem Grundstücks- als
auch dem Gebäudeanteil zusammensetzt. Werden mit dem betref-
fenden Objekt Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung erzielt
oder wird die Immobilie betrieblich genutzt, soll der Gebäudeanteil
im Regelfall abgeschrieben werden.

BFH-Rechtsprechung
Die exakte Ermittlung des abschreibbaren Gebäudeteils vom Ge-
samtkaufpreis konnte bislang nach der Restwertmethode (Ge-
samtkaufpreis abzüglich Grundstückswert) erfolgen. Nach der
höchstrichterlichen Rechtsprechung ist ein Gesamtkaufpreis für
ein bebautes Grundstück allerdings nach dem Verhältnis der Ver-
kehrswerte oder Teilwerte auf den Grund und Boden einerseits
sowie das Gebäude andererseits aufzuteilen (vgl. BFH-Urteil vom
10.10.2000, IX R 86/97, BStBl II 2001, 183).

Bewertungsverfahren
Die anzuwendenden Bewertungsverfahren für Grund und Boden
und für Gebäude gleichen denen für die Erbschaft- und Schen-
kungsteuer. Im Einzelnen handelt es sich um das Vergleichswert-
verfahren, das Sachwertverfahren und das Ertragswertverfahren.
Der Wert des Grund und Bodens wird durch Multiplikation der
Grundstücksgröße mit den Bodenrichtwerten ermittelt.

Aufteilungshilfe der Finanzverwaltung
Zur Aufteilung eines Gesamtkaufpreises hat das Bundesfinanz-
ministerium eine Arbeitshilfe zur Aufteilung des Gesamtkaufprei-
ses für bebaute Grundstücke veröffentlicht. Die Arbeitshilfe um-
fasst unter anderem ein Online-Excel-Tool zur Eingabe der Eck-
werte zur Kaufpreisaufteilung (https://www.bundesfinanzministeri-
um.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Steuerarten/
Einkommensteuer/2020-04-02-Berechnung-Aufteilung-Grunds-
tueckskaufpreis.html).
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Beiträge zur Rentenversicherung
Bisherige Regelung
Mit dem Alterseinkünftegesetz 2005 wur-
de im Zuge der Umstellung der Besteu-
erung von Renten auf die nachgelager-
te Besteuerung ein jährlich um 2 Prozent 
ansteigender Sonderausgabenabzug von 
Altersvorsorgeaufwendungen bis ins Jahr 
2025 eingeführt. Die stufenweise Erhöhung 
des Sonderausgabenabzugs endete zum 
31.12.2022.

Vollständiger Sonderausgabenabzug
Mit dem Jahressteuergesetz 2022 (JStG 
2022) wurde mit Wirkung ab 2023 ein voll-
ständiger Sonderausgabenabzug für Al-
tersvorsorgeaufwendungen (Rentenver-
sicherungsbeiträge) eingeführt (§ 10 Abs. 
3 EStG idF JStG 2022). Ursprünglich war 
vorgesehen, den vollständigen Sonder-
ausgabenabzug erstmals im Jahr 2025 
zuzulassen. Für 2023 erhöht sich da-
durch der Sonderausgabenabzugsbetrag 
um vier Prozent. Unverändert gilt, dass 

Altersvorsorgeaufwendungen bis zu dem 
Höchstbeitrag zur knappschaftlichen Ren-
tenversicherung West berücksichtigt wer-
den können. Der Höchstbeitrag beträgt 
2023 € 25.786,00 (= 24,7 % aus der Bei-
tragsbemessungsgrenze € 104.400,00). 

Wegfall der Vorsorgepauschale
Als Folgeänderung entfällt die Übergangs-
regelung zum Abzug von Rentenversiche-
rungsbeiträgen in Form einer Vorsorgepau-
schale bei der Erhebung der Lohnsteuer  
(§ 39 b Abs. 4 Einkommensteuergesetz).

Arbeitszimmer und 
Homeoffice- 
Pauschale 2023  

Arbeitszimmer 
Steuerpflichtige können Aufwen-
dungen für ein häusliches Arbeits-
zimmer bis zu € 1.260,00 pro 
Kalenderjahr steuerlich geltend 
machen, wenn für diese konkre-
te Tätigkeit kein anderer Arbeits-
platz zur Verfügung steht (§ 4 Abs. 
5 Buchst. 6b Einkommensteuer-
gesetz/EStG). Die Aufwendun-
gen mussten bislang im Einzelnen 
nachgewiesen werden. Nach der 
Neuregelung im Jahressteuer-
gesetz 2022 wurde der Höchst-
betrag für Aufwendungen in eine 
Jahrespauschale umgewandelt. 
Ein Nachweis für Aufwendungen 
entfällt. Ein unbeschränkter Abzug 
von Arbeitszimmeraufwendungen 
bleibt wie bisher nur solchen Steu-
erpflichtigen vorbehalten, bei de-
nen der sogenannte Mittelpunktfall 
vorliegt. Das heißt, das Arbeitszim-
mer bildet den Mittelpunkt für die 
gesamte betriebliche und berufli-
che Tätigkeit.

Homeoffice-Pauschale
Die Geltendmachung einer Home-
office-Pauschale wurde durch das 
Jahressteuergesetz 2022 erleich-
tert. Der jährliche Maximalbetrag 
für die Homeoffice-Pauschale wur-
de von € 600,00 auf € 1.260,00 
angehoben. Der tägliche Pausch-
betrag in Höhe von € 6,00 kann 
ab 2023 bereits dann geltend ge-
macht werden, wenn die Tätigkeit 
überwiegend (bisher „ausschließ-
lich“ § 4 Abs. 5 Nr. 6b Satz 4 EStG 
a. F.) in der häuslichen Wohnung 
ausgeübt wird. Im Ergebnis muss 
der Arbeitnehmer somit nicht mehr 
den ganzen Tag zu Hause arbei-
ten, um die Homeoffice-Pauscha-
le geltend machen zu können. Es 
können darüber hinaus für den-
selben Tag die Entfernungspau-
schale oder Reisekosten geltend 
gemacht werden. Bei doppel-
ter Haushaltsführung kommt die 
Homeoffice-Pauschale nicht mehr 
zum Ansatz. Aufwendungen für Ar-
beitsmittel und Internetkosten usw. 
können darüber hinaus gesondert 
geltend gemacht werden. 

Photovoltaikanlagen: Ausnahmen 
von der Besteuerung
Photovoltaikanlagen 
Einnahmen aus dem Verkauf des mit einer 
Photovoltaikanlage erzeugten Stromes an 
den örtlichen Netzbetreiber stellen Ein-
künfte aus Gewerbebetrieb dar (§ 15 Ein-
kommensteuergesetz/EStG). Darüber hin-
aus fällt mit dem Betreiben einer größeren 
Photovoltaikanlage auch Umsatzsteuer an, 
soweit der Betreiber nicht unter die Kleinun-
ternehmerregelung fällt (Umsatz im vorheri-
gen Jahr nicht mehr als € 22.000,00 und 
im laufenden Kalenderjahr keine höheren 
Umsätze als € 50.000,00, vgl. § 19 Abs. 1 
Umsatzsteuergesetz/UStG). Betreiber grö-
ßerer Anlagen müssen darüber hinaus 
auch eine Gewerbesteuererklärung abge-
ben, sofern der Gewerbeertrag den Freibe-
trag von € 24.500,00 im Jahr überschreitet.  

Neuregelungen im JStG 2022
Die Finanzverwaltung räumte Betreibern 
kleinerer Anlagen bislang auf Antrag einen 
Verzicht auf die steuerliche Erfassung ein. 
Damit konnten kleine Anlagen von der 
Besteuerung ausgenommen werden, die 
Anschaffungskosten waren dafür aber nicht 
abschreibbar. Möglich war dies bei Anlagen 
bis zu 10 Kilowatt (vgl. BMF-Schreiben vom 
29.10.2021). Mit dem Jahressteuergesetz 

2022 wurde mit § 3 Nr. 72 EStG i.d.F. JStG 
2022 eine gesetzliche Steuerbefreiung für 
Photovoltaikanlagen mit einer Bruttoleis-
tung von bis zu 30 Kilowatt geschaffen. 

Neuregelung im Einzelnen
Photovoltaikanlagen auf Einfamilienhäu-
sern oder nicht Wohnzwecken dienenden 
Gebäuden sind rückwirkend ab 1.1.2022 
steuerfrei, wenn die Bruttoleistung 30 Kilo-
watt nicht überschreitet. Anlagen auf oder 
an sonstigen Gebäuden (Mischgebäu-
den 2) sind steuerfrei, sofern die instal-
lierte Bruttoleistung 15 Kilowatt pro Wohn- 
oder Gewerbeeinheit nicht überschreitet. 
Die Werte gelten für jede einzelne Anlage. 
Für mehrere Anlagen gilt eine maximale 
Grenze von 100 Kilowatt. Die 100-kW-
Grenze gilt pro Steuerpflichtigen oder pro 
Mitunternehmerschaft. Die Steuerbefrei-
ung gilt unabhängig von der Art der Ver-
wendung des erzeugten Stromes. Die 
Steuerbefreiung gilt auch, wenn der Strom 
vollständig an den Netzbetreiber ver-
kauft oder zum Aufladen eines betrieblich 
genutzten E-Autos verwendet wird. Die 
Neuregelungen gelten unabhängig vom 
Zeitpunkt der Errichtung der Anlage.

© Kay Abrahams/peopleimages.com / stock.adobe.com
2 STEUERNEWS Januar 2023

Alles zum Zwangsgeld
Das Zwangsgeld ist das häufigste Zwangsmittel des Finanzam-
tes. Sinn und Zweck ist ein in die Zukunft wirkendes Beugemittel. 
Es soll nicht in der Vergangenheit begangenes Unrecht sühnen. 

Voraussetzungen
Notwendig ist ein vollstreckbarer Verwaltungsakt. Zwangsmittel 
müssen schriftlich unter Setzung einer angemessenen Frist zur 
Erfüllung der Verpflichtung (Vornahme einer Handlung, Duldung 
oder Unterlassung) angedroht werden. Die Finanzbehörde muss 
sich unter Berücksichtigung des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes 
für eines der drei möglichen Zwangsmittel (Zwangsgeld, Ersatz-
vornahme, unmittelbarer Zwang) entscheiden. Das heißt, die Fi-
nanzbehörde darf nur dasjenige Zwangsmittel bestimmen, durch 
das der Verpflichtete und die Allgemeinheit am wenigsten beein-
trächtigt werden. Das Zwangsgeld ist in bestimmter Höhe anzu-
drohen. Die Auswahl und die Festlegung der Höhe des Zwangs-
geldes stehen im Ermessen der Finanzbehörde. Die maximale 
Höhe beträgt € 25.000,00 Bei erstmaliger Androhung ist der 
Höchstsatz regelmäßig die Ausnahme und bedarf im Rahmen 
des Ermessens einer besonderen Begründung.

Festsetzung
Sofern die in der Androhung zugrundeliegende Verpflichtung 
innerhalb der gesetzten Frist nicht erfüllt wird, setzt die Finanz-
behörde das Zwangsgeld fest. Dies ist formfrei möglich, erfolgt 
aber im Regelfall schriftlich. Die Finanzbehörde hat ein Entschlie-
ßungsermessen, darf jedoch formularmäßig auf die Androhung 
Bezug nehmen. Es darf nur das Zwangsmittel festgesetzt werden, 
das angedroht wurde. Jedoch darf ein geringeres Zwangsgeld 
festgesetzt werden. Fehlt die Frist oder die Androhung oder ist 
die Frist zu kurz, so ist die Androhung rechtsunwirksam und da-
her die Festsetzung rechtswidrig. Für die Androhung und Fest-
setzung gelten die allgemeinen Regeln über die Bekanntgabe, 
sodass der Zugang beim steuerlichen Vertreter für Fristen und 
Rechtsmittel entscheidend ist.

Beendigung des Zwangsmittelverfahrens
§ 335 AO bestimmt, dass der weitere Vollzug des Zwangsver-
fahrens einzustellen ist, sobald die Verpflichtung erfüllt wird. Das 
Zwangsgeld muss somit – trotz Androhung und Festsetzung – 
nicht gezahlt werden, wenn die zugrundeliegende Verpflichtung 
erfüllt wurde. Bereits gezahltes Zwangsgeld wird jedoch nicht 
zurückerstattet.

Rechtsmittel
Die Androhung und die Festsetzung des Zwangsgeldes sind je-
weils eigenständige Verwaltungsakte. Diese sind mit dem Ein-
spruch und nachfolgend mit einer Anfechtungsklage anfechtbar. 
Vorläufiger Rechtschutz wird durch einen Antrag auf Aussetzung 
der Vollziehung gewährt.

Praxistipp
Das Zwangsgeld muss final erst mit der Vollstreckung gezahlt 
werden. Bis zu diesem Zeitpunkt ist die Erfüllung der Verpflich-
tung (z. B. mit einer geschätzten Abgabe der Steuererklärung) 
möglich und führt dazu, dass das Zwangsmittelverfahren ohne 
Folgen beendet wird.

Kaufpreisaufteilung bei Immobilienanlagen 

Problemstellung
Für den Kauf einer Bestandsimmobilie wird im Regelfall ein Gesamt-
kaufpreis vereinbart, der sich sowohl aus dem Grundstücks- als 
auch dem Gebäudeanteil zusammensetzt. Werden mit dem betref-
fenden Objekt Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung erzielt 
oder wird die Immobilie betrieblich genutzt, soll der Gebäudeanteil 
im Regelfall abgeschrieben werden. 

BFH-Rechtsprechung
Die exakte Ermittlung des abschreibbaren Gebäudeteils vom Ge-
samtkaufpreis konnte bislang nach der Restwertmethode (Ge-
samtkaufpreis abzüglich Grundstückswert) erfolgen. Nach der 
höchstrichterlichen Rechtsprechung ist ein Gesamtkaufpreis für 
ein bebautes Grundstück allerdings nach dem Verhältnis der Ver-
kehrswerte oder Teilwerte auf den Grund und Boden einerseits 
sowie das Gebäude andererseits aufzuteilen (vgl. BFH-Urteil vom 
10.10.2000, IX R 86/97, BStBl II 2001, 183).

Bewertungsverfahren
Die anzuwendenden Bewertungsverfahren für Grund und Boden 
und für Gebäude gleichen denen für die Erbschaft- und Schen-
kungsteuer. Im Einzelnen handelt es sich um das Vergleichswert-
verfahren, das Sachwertverfahren und das Ertragswertverfahren. 
Der Wert des Grund und Bodens wird durch Multiplikation der 
Grundstücksgröße mit den Bodenrichtwerten ermittelt.

Aufteilungshilfe der Finanzverwaltung
Zur Aufteilung eines Gesamtkaufpreises hat das Bundesfinanz-
ministerium eine Arbeitshilfe zur Aufteilung des Gesamtkaufprei-
ses für bebaute Grundstücke veröffentlicht. Die Arbeitshilfe um-
fasst unter anderem ein Online-Excel-Tool zur Eingabe der Eck-
werte zur Kaufpreisaufteilung (https://www.bundesfinanzministeri-
um.de/Content/DE/Standardartikel/Themen/Steuern/Steuerarten/
Einkommensteuer/2020-04-02-Berechnung-Aufteilung-Grunds-
tueckskaufpreis.html). 
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Zahlungstermine

Januar 2023

10. Umsatzsteuer mtl. für Dezember 
bzw. November mit Dauerfristver-
längerung bei Sondervorauszahlung 
(1/11 Abschlag) 
Lohnsteuer, Solidaritätszuschlag 
sowie Kirchenlohnsteuer für 
Dezember

13. Ablauf der Zahlungsschonfrist für 
Umsatzsteuer, Lohn- und Kirchen-
lohnsteuer sowie Solidaritätszu-
schlag.

25. Zusammenfassende Meldung
Sozialversicherungsbeiträge Januar 
(Abgabe des Beitragsnachweises)

27. Sozialversicherungsbeiträge
Januar (Zahlung)

Steueroasen-Abwehrgesetz 
Steueroasen-Abwehrgesetz 
Mit dem Steueroasen-Abwehrgesetz (vom 25.6.2021, BGBl 2021 I S. 2056) will der Ge-
setzgeber gegen Intransparenz bestimmter ausländischer Staaten sowie gegen unfairen 
Steuerwettbewerb vorgehen. Hierzu stellt das Gesetz der Finanzverwaltung rechtliche 
Mittel gegen nicht kooperative Staaten zur Verfügung. 

Intransparente Staaten
Welche ausländischen Staaten als „nicht kooperativ“ eingestuft werden müssen, regelt 
§ 4 des Gesetzes. Namentlich genannt sind diese Staaten in der Steueroasen-Abwehr-
verordnung, die Bundesfinanzministerium und Bundeswirtschaftsministerium regelmä-
ßig aktualisieren.

Anpassung der Staatenliste
In der letzten aktualisierten Verordnung wurde die Anzahl nicht kooperativer Staaten (so-
genannte Nullsatzjurisdiktionen, die keine Körperschaftsteuer oder eine Körperschaft-
steuer mit einem Steuersatz von null erheben) auf 12 Staaten erweitert. Anguilla, Baha-
mas sowie die Turks- und Caicosinseln wurden neu auf die EU-Liste aufgenommen. Da-
mit treten die in Abschnitt 3 des Steueroasen-Abwehrgesetzes genannten Maßnahmen 
auch für diese Länder in Kraft. Unter anderem gilt in Geschäftsbeziehungen mit solchen 
Staaten eine verschärfte Hinzurechnungsbesteuerung sowie ein generelles Betriebs-
ausgaben- und Werbungskostenabzugsverbot.  

Lohnsteuerbescheinigungen 2023 
Bisherige Personenzuordnungskriterien 
Bislang genügte für die Personenzuordnung der elektronischen Lohnsteuerbescheinigung 
die sogenannte eTIN (electronic Taxpayer Identification Number). Seit dem 1.1.2023 ist 
diese allerdings nicht mehr ausreichend. Arbeitgeber müssen zwingend die Steuer-Iden-
tifikationsnummer ihrer Arbeitnehmer angeben. Eine Übergangsfrist hierfür gibt es nicht 
(vgl. Mitteilung Landesamt für Steuern Rheinland-Pfalz 9.11.2022). 

Regelung für ausländische Arbeitnehmer
In Deutschland tätige Personen mit ausländischem Wohnsitz besitzen im Regelfall keine 
vom Bundeszentralamt für Steuern zugeordnete deutsche Steuer-Identifikationsnummer. 
Ausländische Arbeitnehmer müssen diese beim für den Arbeitgeber zuständigen Finanz-
amt (sog. Betriebsstättenfinanzamt) beantragen. Die erstmalige Zuteilung einer Identifika-
tionsnummer kann auch der Arbeitgeber beantragen, sofern vom Arbeitnehmer bevoll-
mächtigt. Es empfiehlt sich, eine entsprechende Bevollmächtigung in neue Arbeitsverträge 
aufzunehmen. Antragsformulare für eine Steuer-Identifikationsnummer können über das 
Formularcenter der Finanzverwaltung (www.formulare-bfinv.de) heruntergeladen werden. 

Anmerkung für Scheckzahler: Zahlungen per Scheck  
gelten erst drei Tage nach Eingang als geleistet.

Insolvenzgeld-
umlage 2023 

Insolvenzgeldumlage
Mit der gesetzlich vorgeschriebenen 
Insolvenzgeldumlage sichert der Ge-
setzgeber die Entgeltansprüche von 
Arbeitnehmern im Fall einer Insol-
venz des Arbeitgebers. Die Umlage 
ist grundsätzlich von allen Arbeitge-
bern zu zahlen. Ausnahme: öffentlich-
rechtliche Arbeitgeber, die nicht in-
solvent werden können. Es gibt keine 
Mindestgröße für das Unternehmen 
bzw. keine Befreiungen für Kleinun-
ternehmer. Bemessungsgrundlage ist 
das laufende und einmalige Arbeits-
entgelt, von dem Beiträge an die ge-
setzliche Rentenversicherung abzu-
führen sind. Die Insolvenzgeldumla-
ge fällt auch für Minijobber an. 

Umlagesatz 2023
Mit der Insolvenzgeldumlagesatzver-
ordnung 2023 wurde der Umlage-
satz von 0,09 % auf 0,06 % gesenkt. 
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